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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Viehzählungsgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 151. Sitzung am 21. Dezember 1955 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gcsctzentvvurf die aus Anlage 2 ersichtlichen Änderungen vorzu- 
schlagen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlä- 
gen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Unlversltfits-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 





Anlage 1 


Entwurf 

eines Viehzählungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Am 3. Dezember jedes Jahres ist eine 
allgemeine Viehzählung, am 3. der Monate 
März, Juni und September sind Viehzwi- 
schenzählungen. Fällt der Tag auf einen 
Sonnabend, so wird die Zählung am vorauf- 
gehenden Werktag, fällt er auf einen Sonn- 
oder Feiertag, so wird sie am folgenden 
Werktag durchgeführt. 

(2) Die allgemeine Viehzählung erfaßt die 
Bestände an Rindvieh, Pferden, Schweinen, 
Schafen, Ziegen, Federvieh und Bienenvöl- 
kern und das Verhältnis der Sdaweine- und 
Hühnerbestände zur landwirtschaftlichen 
Nutzfläche. 

(3) Bei den Zwisdienzählungen werden die 
Bestände an Schweinen, bei der Zwischen- 
zählung im Juni außerdem die Bestände an 
Rindvieh und Schafen erfaßt. Die Zwischen- 
zählungen im März und September werden 
repräsentativ durdigeführt, die Zwischen- 
zählung im Juni kann repräsentativ erfolgen. 

(4) In den Ländern Berlin, Bremen und 
Hamburg sowie in kreisfreien Städten und in 
Städten über 50 000 Einwohner findet die 
allgemeine Viehzählung nur alle zwei Jahre, 
zuerst 1957, statt, Zwischenzählungen fallen 
weg. 

S 2 

Die Ergebnisse der Zählungen im Juni und 
Dezember werden alle zwei Jahre, zuerst 
1956, in den Ländern Baden-Württemberg, 
Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig- 


Holstein repräsentativ nachgeprüft. Die 
Nachprüfungen erstrecken sich auf die Be- 
stände und Bestandsveränderungen an Rind- 
vieh und Schweinen. Wenn die Zählung im 
Juni nicht repräsentativ durchgeführt wor- 
den ist, werden die Ergebnisse der Zählung 
im September nachgeprüft; diese Nachprü- 
fung erstreckt sich auf die Bestände und Be- 
standsveränderungen an Schweinen. 

§ 3 

Bei den Zählungen und Nachprüfungen 
werden die Bestände aller oder einzelner 
Tierarten nach Alter, Geschlecht und Nut- 
zungszweck aufgegliedert. 

§ 4 

(1) Die Zählungen und Nachprüfungen 
erfassen die Bestände, die sich am Erhebungs- 
tag im unmittelbaren Besitz des Viehhalters 
befinden, ohne Rücksicht auf das Eigentum 
oder die sonstigen Rechtsgründe des Besitz- 
verhältnisses. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Viehhalter 
und ihre mit der Viehhaltung befaßten Fa- 
milienmitglieder und Betriebsangehörigen. 

§ 5 

(1) Den Zählern ist das Betreten von 
Grundstücken, Ställen und ähnlichen Räu- 
men, in denen Vieh gehalten wird oder ge- 
halten werden kann, zu gestatten. 

(2) Anordnungen der Veterinärbehörden, 
die den Personenverkehr beschränken, gel- 
ten auch für die Zähler. Die Auskunftspflich- 
tigen haben die Zähler auf bestehende An- 
ordnungen hinzuweisen. 
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(3) Den Zählern stehen die mit der Prü- 
fung der Ergebnisse beauftragten Personen 
gleich. 

S 6 

Die Einzelangaben der Viehhalter und die 
Feststellungen bei der allgemeinen Viehzäh- 
lung dürfen für behördliche Maßnahmen zur 
Durchführung des Tierzuchtgesetzes und des 
Viehseuchengesetzes, für die Berechnung der 
Beiträge zu den öffentlichen Viehseuchen- 
entschädigungskassen und für die Berechnung 
der öffentlichen Dasselbekämpfungsgebühren 
durch die zuständigen Behörden oder die von 
ihnen beauftragten Stellen verwendet 
werden. 

§ 7 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer sich den 
Vorschriften des § 5 Abs. 1 zuwider weigert, 
den Zählern oder Prüfern das Betreten der 


Ställe oder anderer Örtlichkeiten zu ge- 
statten. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße geahndet werden. 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das 
Gesetz über Viehzählungen vom 31. Okto- 
ber 1938 (Keichsgesetzbl. I S. 1532) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Gesetzes über Viehzählungen 
vom 2. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 

5. 481) außer Kraft. 


Begründung 


Zu den wichtigsten statistischen Erhebungen 
auf dem Gebiete der Ernährung und Land- 
wirtschaft gehört seit Jahrzehnten die Vieh- 
zählung. Ihre Ergebnisse bilden eine bedeu- 
tende Grundlage für agrarpolitisdie Maßnah- 
men des Bundes und der Länder. Sie werden 
vor allem ständig für die folgenden Zwecke 
benötigt: 

Aufstellung des jährlichen Versorgungs- 
planes für Vieh und Fleisch nach § 2 des 
Gesetzes über den Verkehr mit Vieh und 
und Fleisch vom 25. April 1951 (BGBl. I 
S. 272), 

Aufstellung von Prognosen über die wei- 
tere Entwicklung der Viehbestände und 
Versorgung des Marktes mit Schlachtvieh, 

Feststellung des Einfuhrbedarfs an Futter- 
mitteln, 

Erstellung einer Milcherzeugungsstatistik, 

Durchführung volkswirtschaftlicher Ge- 
samtredinungen und Feststellung der Nah- 
rungsmittelproduktion, 

Beratung der Landwirtschaft, besonders im 
Fiinblick auf Fragen der Zucht- und Nut- 
zungsrichtung und des Umfanges der 
Viehhaltung. 


Die bisherige Rechtsgrundlage der Viehzäh- 
lungen bildete das Gesetz über Viehzählun- 
gen vom 31. Oktober 1938 (RGBl. I 
S. ^*532), das in seinen Bestimmungen über 
Auskunftspflicht und Strafen durch das Ge- 
setz zur Änderung und Ergänzung des Ge- 
setzes über Viehzählungen vom 2. August 
1951 (BGBl. I S. 481) geändert worden ist. 

Um das Gesetz dem Grundgesetz anzupassen 
und einige sadiliche Änderungen anzubrin- 
gen, legte die Bundesregierung den gesetz- 
gebenden Körperschaften im Jahr 1952 den 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung des Gesetzes über Vieh- 
zählungen vor. Auf die Begründung dieses 
Entwurfs und die Stellungnahme zu den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates im 
ersten Durchgang (Bundestags-Drucksache 
Nr. 3971 der 1. Wahlperiode) wird Bezug 
genommen. 

Der Bundestag hat das Gesetz in seiner 237. 
Sitzung am 25. März 1953 mit einer Reihe 
von Änderungen beschlossen, und der Bun- 
desrat hat dem Gesetz — in der Folge „Ge- 
setzesbeschluß 1953“ genannt — in seiner 
105. Sitzung am 24. April 1953 zugestimmt. 
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Der endgültige Wortlaut ist in der Bundes- 
rats-DrucksaAe Nr. 159/53 mit Ergänzung 
zusammengestellt. 

Die Bundesregierung hat dem Gesetzesbe- 
sAluß 1953 die nach Art. 113 GG erforder- 
liche Zustimmung wegen der in § 7 a (Art. I 
Nr. 11) vorgesehenen VorsArift über die 
Kostentragung versagt (vgl. Bundestags- 
DrucksaAe 857 der 2. Wahlperiode). 

Das Bedürfnis für eine Reform des geltenden 
ReAts wird durA das inzwisAen ergangene 
Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke 
(StatGes) vom 3. September 1953 (BGBl. I 
S. 1314) noA verstärkt, denn Sinn und 
ZweA dieses Gesetzes ist es unter ande- 
rem, für alle Bundesstatistiken gemeinsame 
GrundvorsAriften zu sAaffen. DadurA ist 
eine wesentliAe VereinfaAung gegeben, die 
auA für die Zukunft eine übersiAtliAere 
Gestaltung des gesamten ReAts der Statistik 
verspriAt. 

DurA das StatGes sind eine Reihe von Vor- 
sAriften des bisherigen Gesetzes über Vieh- 
zählungen, die auA noA im Gesetzesbe- 
sAluß 1953 vorgesehen waren, überflüssig 
geworden. Dies gilt vor allem für die Er- 
mäAtigung zum Erlaß von ergänzenden Er- 
hebungen, für die Vorbereitung und Durch- 
führung der einzelnen Zählungen, für die 
Kostenverteilung sowie für die Geheimhal- 
tungen und die StrafvorsAriften. 

Da naA dem letzten Stand eine Änderung 
fast aller bisherigen VorsAriften erfordcrliA 
wäre, legt die Bundesregierung zur Verein- 
faAung ein neues Gesetz unter der Über- 
sArift „Viehzählungsgesetz“ vor. 

Für die einzelnen Bestimmungen des Ent- 
wurfs gilt folgendes: 

§ 1 legt Zeitpunkt, Art, Umfang und Gegen- 
stand der einzelnen Zählungen fest. 

Die Viehzählungen sollen — wie bisher — 
Anfang Dezember jedes Jahres als allgemeine 
Viehzählung und am Anfang der Monate 
März, Juni und September als ViehzwisAen- 
zählungen durAgeführt werden. 

Die allgemeine Viehzählung wird jetzt auf 
die Bestände an Rindvieh, Pferden, SAwei- 
nen, SAafen, Ziegen, Federvieh und Bienen- 
völkern besAränkt. Die noA im Gesetzes- 
bcsAluß 1953 im vierjährigen Turnus vor- 
gesehenen Zählungen von Maultieren, Maul- 
eseln, Eseln, KaninAen und Edelpelztieren 
sind niAt mehr erwähnt, weil die Bundes- 


regierung in einzelnen Jahren durA beson- 
dere ReAtsverordnungen auf Grund des § 6 
Abs. 2 StatGes ergänzende Erhebungen an- 
ordnen kann. Das gleiAe gilt für die im Ge- 
setzesbesAluß 1953 vorgesehenen Erhebun- 
gen über die Rassen des gezählten Viehs und 
über die Ausrüstung viehhaltender Betriebe 
mit EinriAtungen, die der ViehwIrtsAaft 
dienen. 

Neben den Beständen der genannten Vieh- 
gattungen soll bei der allgemeinen Viehzäh- 
lung jetzt auA die landwIrtsAaftliAe Nutz- 
fläAe der Halter von SAweinen und Hüh- 
nern erfragt werden, um eine Abgrenzung 
der landwIrtsAaftllAen und der gewerb- 
liAen SAweine- und Hühnerhaltung zu er- 
mögliAen und damit die Entwicklung der 
Erzeugung In den beiden Betriebsformen 
und ihre Auswirkung auf das MarktgesAe- 
hen besser beobaAten zu können. Außerdem 
ist die Trennung dieser beiden BereiAe für 
die siA aus dem LandwirtsAaftsgesetz er- 
gebenden Arbeiten von Bedeutung; sie wer- 
den auA eine genauere BereAnung des An- 
teils der LandwIrtsAaft am Sozialprodukt 
ermögllAen. 

Die ZwisAenzählungen sollen bei SAweinen 
wie bisher dreimal jährllA und bei Rindvieh 
und SAafen einmal Im Juni durAgeführt 
werden. Auf die ZwisAenzählungen des 
Rindviehs Im März und September kann 
gegenüber dem GesetzesbesAluß 1953 ver- 
ziAtet werden. Dagegen sollen auf WunsA 
einiger Länder die SAafe weiterhin auA Im 
Juni gezählt werden. Dies ersAeInt begrün- 
det, weil die SAafe Im Sommer vollständi- 
ger erfaßt werden können; einmal befinden 
siA dann die WandersAafherden an ihren 
Heimatstandorten, und zum anderen kön- 
nen auA die Mastlämmer einbezogen wer- 
den, die naA der letzten allgemeinen Zäh- 
lung geboren worden sind und vor der näA- 
sten allgemeinen Zählung in der Regel be- 
reits gesAlaAtet werden. 

Die ZwisAenzählungen Im März und Sep- 
tember sollen zur Verbilligung und zur Ent- 
lastung der Gemeindeverwaltungen von 
vornherein nur naA dem repräsentativen 
Verfahren durAgeführt werden. Für die 
Junizählung wird eine gleiAe BesAränkung 
angestrebt, die Vorbereitungen hierzu sind 
jedoA noA niAt abgesAlossen. Der Ent- 
wurf läßt deshalb einen Übergang auf Reprä- 
sentativerhebungen offen. 
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Eine weitere Einschränkung des Umfangs der 
Viehzählungen bringt der Entwurf in dem 
Verzicht auf die Durchführung von Zwi- 
schenzählungen in den Ländern Berlin, Bre- 
men und Hamburg sowie in kreisfreien 
Städten und in Städten über 50 000 Einwoh- 
ner. Hier soll auch die allgemeine Viehzäh- 
lung nur alle zwei Jahre — erstmals 1957 — 
stattfinden. 

§ 2 sieht in zweijährigen Abständen reprä- 
sentative Nachprüfungen der Ergebnisse der 
Schweine- und Rindviehzählungen in den 
Monaten Juni und Dezember — erstmals 
1956 — in den meisten Bundesländern vor. 
Solche Nachprüfungen wurden schon früher 
von einigen Ländern durchgeführt und auf 
Bundesebene erstmals für die Zählungen im 
Dezember 1954 sowie im März, Juni und 
September 1955 durch die Verordnung über 
Nachkontrollen der Viehzählung vom 
18. November 1954 (BAnz. Nr. 224 vom 
20. November 1954) angeordnet. Sie sind 
auch künftig nicht zu entbehren, weil 
die Zuverlässigkeit der Angaben festgestellt 
und die Ergebnisse der ständig abweichenden 
totalen und repräsentativen Zählungen mit 
Hilfe der Ergebnisse der Nachprüfungen ver- 
gleichbar gemacht werden müssen. Solange 
im Juni totale Zwischenzählungen stattfin- 
den, soll auf die Nachprüfung bei Rindern 
verzichtet werden; bei Schweinen wird die 
Nachprüfung in diesem Falle erst bei der — 
stets repräsentativen — Zwischenzählung im 
September durdigeführt. 

§ 3 sieht eine Aufgliederung der Viehbc 
stände bei den Zählungen und Nachprüfun- 
gen nach Alter, Geschlecht und Nutzungs- 
zweck bei den einzelnen Tierarten vor. 

§ 4 regelt die Auskunftspflicht nach § 10 
StatGes. Sie beschränkt sich — wie schon der 
Gesetzesbeschluß 1953 — auf die Viehhalter 
und ihre mit der Viehhaltung befaßten Fa- 
milienmitglieder und Betriebsangehörigen. 
Klargestellt wird außerdem, daß stets die Be- 


stände zu erfassen sind, welche sich am Er- 
hebungstag tatsächlich beim Viehhalter be- 
finden. Damit kommt es nicht auf das 
Rechtsverhältnis an, vermöge dessen der 
Viehhalter das Vieh besitzt. Hierdurch wird 
die Tältigkeit der Zähler — entsprechend der 
bisherigen Übung — auf die Feststellung der 
Tatsachen beschränkt. 

§ 5: Wie im Gesetzesbeschluß 1953 ist den 
Zählern und den mit der Prüfung der Ergeb- 
nisse beauftragten Personen das Betreten von 
Grundstücken und ähnlichen Räumen, in 
denen Vieh gehalten wird oder gehalten 
werden kann, zu gestatten. § 5 Abs. 2 ent- 
spricht dem bisherigen § 6 Abs. 3. 

§ 6 zählt die einzelnein Zwecke auf, für 
welche die Einzelangaben der Viehhalter bei 
der allgemeinen Viehzählung verwendet wer- 
den dürfen. Gegenüber dem Gesetzesbe- 
schluß 1953 wird auf eine Verwendung der 
Einzelangaben, die bei den Zwischenzählun- 
gen und Nachprüfungen nach § 2 anfallen, 
verzichtet. 

§ 7: Nach § 14 StatGes begeht eine Ord- 
nungswidrigkeit, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig Auskünfte, zu denen er verpflichtet ist, 
ganz oder teilweise verweigert oder nicht 
rechtzeitig erteilt oder unvollständige An- 
gaben macht. Diese Vorschrift bedarf einer 
Ergänzung für die Fälle, in denen sich der 
Verpfliditete § 5 Abs. 1 zuwider weigert, 
den Zählern oder Prüfern das Betreten der 
Ställe und anderer Örtlichkeiten zu gestatten. 

§ 8 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

§ 9 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes und 
das gleichzeitige Außerkrafttreten der bis- 
herigen Vorschriften. 

Der Interministerielle Ausschuß für Koordi- 
nierung und Rationalisierung der Statistik 
hat die Erhebungen entsprechend dem vor- 
liegenden Gesetzentwurf einstimmig gebilligt 
(Dringlichkeitsstufe I). 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Zu § 1 

a) § 1 Abs. 1 Satz 1 ist wie folgt zu ändern: 

„(1) Nach den Vorschriften des Geset- 
zes über die Statistik für Bundeszwecke 
(StatGes) vom 3. September 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1314) werden durchge- 
führt 

a) am 3. Dezember jedes Jahres eine all- 
gemeine Viehzählung, 

b) am 3. der Monate März, Juni und 
September Viehzwischenzählungen. “ 

Begründung 

Da für das vorliegende Gesetz auch 
das StatGes vom 3. September 1953, 
insbesondere die in diesem Gesetz ent- 
haltenen Vorschriften über Ordnungs- 
widrigkeiten, Anwendung finden, sollte 
dies durch die Neufassung des § 1 Abs. 1 
Satz 1 zum Ausdruck gebracht werden. 

b) In § 1 Abs. 2 sind die Worte „und das 
Verhältnis der Schweine- und Hühnerbe- 
stände zur landwirtschaftlichen Nutz- 
fläche“ zu streichen. 

Begründung 

Die Erfassung der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche im Rahmen der allgemeinen 
Viehzählung führt zu einer im Kosten- 
interesse nicht vertretbaren Ausweitung 
der Statistik. 

c) In § 1 Abs. 3 Satz 1 sind die Worte „und 
Sdiafen“ zu streichen. 

Begründung 

Im Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Viehzählungen, das zwar im Jahre 
1953 vom Bundestag und Bundesrat ver- 


abschiedet, aber von der Bundesregierung 
wegen des § 7 a (Kosten) nicht in Kraft 
gesetzt worden ist, waren für die Juni- 
Zählung die Schafe nicht mit angeführt. 
Die für die Einbeziehung der Schafe jetzt 
angegebene Begründung ist nicht stich- 
haltig. Die Schafe befinden sich nicht in 
allen Ländern während des Sommers an 
ihren Heimatstandorten. Die Zwischen- 
zählung der Schafe wird auch mit der Er- 
fassung der Mastlämmer begründet. Die 
Zahlen der Mastlämmer sind jedoch ohne 
Bedeutung. Lediglich die der Bestandsver- 
mehrung und Erhaltung dienenden Be- 
stände, welche im Dezember gezählt wer- 
den, sind von Interesse. Eine repräsenta- 
tive Durchführung der Zwischenzählung 
im Juni ist bei Einbeziehung der Schafe 
wegen der geringen Zahl der Herden- 
schafhalter und des ständigen Standort- 
wechsels der Schafherden unmöglich. Aus 
den Ergebnissen der Zwischenzählungen 
bei Schafen werden auch keine wirt- 
schaftspolitischen Folgerungen gezogen. 

2. Zu § 7 

§ 7 Abs. 1 ist wie folgt zu ändern: 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer sich 
den Vorschriften des § 5 Abs. 1 zuwider 
weigert, den Zählern oder Prüfern das 
Betreten der Ställe oder der anderen in 
§ 5 Abs. 1 genannten Örtlichkeiten zu 
gestatten.“ 

Begründung 

Der Wortlaut des § 7 Abs. 1 des Ent- 
wurfs weicht vom Wortlaut des § 5 Abs. 1 
ab. Dies könnte zu Mißverständnissen 
führen, die durch die vorgeschlagene 
Neufassung vermieden werden. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zudenÄnderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates wie folgt 

Stellung: 

1. Der unter Nummer 1 Buchstabe a vor- 
geschlagenen redaktionellen Änderung 
des § 1 Äbs. 1 Satz 1 wird nicht zuge- 
stimmt. Sie ist überflüssig und irrefüh- 
rend. Ällen statistischen Erhebungen liegt 
das Gesetz über die Statistik für Bundes- 
zwecke (StatGes) zugrunde. Dieses Ge- 
setz wird jedoch in der Regel nicht aus- 
drücklich angeführt. Durch die vom 
Bundesrat vorgeschlagene Änderung 
könnte die Meinung entstehen, das 
StatGes gelte nur, wenn es in dem Spe- 
zialgesetz ausdrücklich erwähnt ist; das 
aber wäre gerade im Hinblick auf die 
Vorschriften über Ordnungswidrigkelten 
im StatGes — zu denen § 7 des Entwurfs 
nur eine ^Ergänzung ddi.jLC'Hu 

lieh. Die bisherige Fassung verdient daher 
den Vorzug. 

2. Dem Vorschlag Nummer 1 Buchstabe b 
auf Streichung der vorgesehenen Erfas- 
sung des Verhältnisses der Schweine- und 
Hühnerbestände zur landwirtschaftlichen 
Nutzfläche wird widersprochen. Äuf die 
entsprechenden Ängaben kann nicht ver- 
zichtet werden, da sie zur Äbgrenzung 
der landwirtschaftlichen Schweine- und 
Hühnerbestände von den nicht landwirt- 
schaftlichen, insbesondere den gewerb- 
lichen, benötigt werden. Hieraus sollen 
einmal Schlüsse für die Sicherung einer 


gleichmäßigen Versorgung und einer an- 
gemessenen Preisgestaltung sowie für 
eine Änpassung der Futtermitteleinfuh- 
ren an den Bedarf gezogen werden. Zum 
anderen Ist die Äbgrenzung auch für die 
sich aus dem Landwirtschaftsgesetz er- 
gebenden Ärbeiten von Bedeutung. Im 
Hinblick auf diese vom Bundesrat nicht 
bestrittenen sachlichen Änllegen erschei- 
nen die Mehrausgaben gerechtfertigt. Sie 
entstehen allein bei der Äufbereitung und 
betragen bei den Ländern jährlich insge- 
samt etwa 80 000 Deutsche Mark. Dem 
Bund entstehen keine zusätzlichen Kosten. 

3. Äuf eine Zwischenzählung der Schafe im 
Juni wird entsprechend dem Vorschlag 
Nummer 1 Buchstabe c verzichtet, da die 
Bundesregierung Im Regierungsentwurf 
nur dem Änllegen einiger Länder Rech- 
nung tragen wollte. 

4. Die unter Nummer 2 vorgeschlagene re- 
daktionelle Änderung des § 7 erscheint 
überflüssig. Durch den Hinweis auf § 5 
Äbs. 1 In der Fassung des Regierungsent- 
wurfs Ist eine deutlldie Verknüpfung mit 
dieser Vorschrift hergestellt; Mißver- 
ständnisse sind daher nicht zu besorgen. 
Die Regierungsfassung entspricht auch im 
wesentlichen § 9 Äbs. 1 Nr. 2 (Ärt. I 
Nr. 13) des Gesetzesbeschlusses 1953, der 
insoweit gerade auf einem Vorschlag des 
Bundesrates beruhte (Bundesrats-Druck- 
sache Nr. 339/52 — Beschluß — Nr. 7). 
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